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Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung 

des Ortsgemeinderates 
der Ortsgemeinde Birgel 

 
Sitzungstermin:  16.11.2017 
Sitzungsbeginn:  20:00 Uhr 
Sitzungsende:  21:45 Uhr 
Ort, Raum:  Birgel, im Bürgerhaus 

 

ANWESENHEIT:  gesetzliche Zahl der Mitglieder: 9 

Vorsitz 

Herr Elmar Malburg Ortsbürgermeister    

Mitglieder 

Herr Reiner Assion       

Herr Andre Esch       

Herr Jürgen Finnemann Beigeordneter    

Frau Janina Haas       

Herr Peter Hutsch 1. Beigeordneter    

Herr Gerd Ostermann       

Herr Manfred Rütz       

Verwaltung 

Herr Arno Fasen Schriftführer    

 

Fehlende Personen:   

Mitglieder 

Herr Andreas Crump    entschuldigt 

 
 
Die Mitglieder des Ortsgemeinderates waren durch Einladung vom 09.11.2017 auf Donnerstag, 
16.11.2017 unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. 
 

Zeit, Ort und Stunde der Sitzung sowie die Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
Der Vorsitzende stellte bei Eröffnung der Sitzung fest, dass gegen die ordnungsgemäße 
Einberufung Einwendungen nicht erhoben werden. 
 

Der Ortsgemeinderat war - nach der Zahl der erschienenen Mitglieder - beschlussfähig. 
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TAGESORDNUNG 
 
öffentliche Sitzung 

1. Einwohnerfragestunde 

2. Mitteilungen 

3. Kommunal- und Verwaltungsreform - Zustimmung zur Fusionsvereinbarung der 
Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll 
Vorlage: FB1-1744/2017/02-131 

4. Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von 
Verkehrsanlagen (Ausbaubeitragssatzung) 
Vorlage: FB2-1455/2017/02-128 

5. Widmung der Erschließungsstraße "Bahnhofstraße" 
Vorlage: FB2-1474/2017/02-133 

6. Spende(n) zu Gunsten der Ortsgemeinde Birgel - Genehmigung nach § 94 Abs. 3 Satz 5 
Gemeindeordnung 
Vorlage: FB1-1757/2017/02-134 

7. Anfragen, Wünsche 

 
nichtöffentliche Sitzung 

8. Mitteilungen 

9. Grundstücksangelegenheit; 
Bebaubarkeit des Grundstückes Gemarkung Birgel, Flur 6, Flurstück 39/4; Anfrage der 
Eheleute Michael und Sandra Löbens 
Vorlage: FB2-1473/2017/02-132 

10. Grundstücksangelegenheit 
-Sondernutzung für den Wirtschaftsweg "In Rulefsloch" 
Vorlage: FB2-1465/2017/02-130 

11. Anfragen, Wünsche 

 
Zur Tagesordnung wurden keine Einwendungen erhoben bzw. Ergänzungen und 
Dringlichkeitsanträge eingebracht. 
 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ortsgemeinderates vom 16.11.2017 Seite 3 von 7 
 

Protokoll: 
 
TOP 1: Einwohnerfragestunde 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:   keine Abstimmung 
  
 
 
 
TOP 2: Mitteilungen 
 
 
Ortsbürgermeister Elmar Malburg teilte dem Rat folgendes mit: 
 

 Festsetzung Kreisumlage 2017 – bei einem Umlagesatz von 45% zahlt die Ortsgemeinde 
Birgel 184.652,00 € 

 Herbstaktion „Ein Tag für unser Dorf“ am 28.10.17 war sehr gut besucht und es konnten 
wieder viele Arbeiten vor dem Winter erledigt werden 

 Am 25.10.17 fand ein Termin bei der VG Obere Kyll statt bzgl. der Kostensituation für die 
Bachverrohrung der Dorfstraße. Von Seiten der OG haben Peter, Jürgen und Elmar 
teilgenommen. Diese Details wurden dem Kreis Vulkaneifel und LBM am Montag, 13.11.17 
von der Werkleitung (Hr. Ehlen/ Hr. Merkes) erörtert. Das LBM lehnt erstmal eine 
Kostenbeteiligung ab. Mit der VG wurde abgestimmt, dass ein Termin mit Dr. Rätz/ GStB. 
und der unteren Wasserbehörde/ Kreisverwaltung stattfinden soll. 

 Info zum Wandergebiet 
 Am Dienstag, 14.11.17 fand die Veranstaltung bzgl. Vorsorgevollmacht und 

Patientenverfügung durch den Notar Herrn Peter Orth statt 
 Die drei Erschließungsstraßen sind fertig gestellt. Die Abnahme erfolgt am Montag, 

27.11.17 
 Die Forstarbeiten im Bereich des NBG „An der Ley“ wurden letzte Woche (KW 45) durch 

die Fa. Meyer/ Schönfeld erledigt 
 Ein neuer Streukasten muss für den Hardtweg (Kurve Anwesen Werres) bestellt und 

installiert werden. Der vorhandene Streukasten wurde beschädigt und ist nicht mehr 
nutzbar. Leider konnte kein Verursacher ermittelt werden! 

 Nächste GR-Sitzung am 12.12.17 – anschl. Jahresabschlussessen im „Birgeler Hof“. 
Vorgesehen war Beginn um 18.30 Uhr. Aufgrund zusätzlicher Punkte der Tagesordnung 
evtl. 18.00 Uhr?  

 nach Rücksprache mit GR- Mitgliedern wird der Beginn auf 18.00 Uhr festgelegt. 
Vorab wird die Speisekarte verteilt, so dass keine langen Wartezeiten beim 
anschließenden Essen entstehen. 

 
 
 
Abstimmungsergebnis:   keine Abstimmung 
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TOP 3: Kommunal- und Verwaltungsreform - Zustimmung zur Fusionsvereinbarung der 

Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll 
Vorlage: FB1-1744/2017/02-131 

 
Sachverhalt: 
 
Nachdem das Landesgesetz über die Gebietsänderungen der Verbandsgemeinden Obere Kyll und 
Hillesheim, das eine Eingliederung der VG Obere Kyll in Teilen nach Prüm bzw. in die neue VG 
Gerolstein / Hillesheim vorsieht, im Landtag eingebracht worden ist und an den Innenausschuss 
verwiesen wurde, hat sich folgende Situation ergeben: 
 
Der wissenschaftliche Dienst des Landtages hat im Auftrag der Landesregierung das 
Landesgesetz nochmals auf die verfassungsmäßige Rechtmäßigkeit hin überprüft. Dieses 
Gutachten kommt abschließend zu dem Ergebnis, dass es – wegen der angedachten 
landkreisübergreifenden Fusion - möglicherweise verfassungswidrig ist. Auf Grund dieses 
Gutachtens wurde, u. a. auf Initiative der Mitglieder des Landtages aus dem Vulkaneifelkreis, 
nochmals angeregt, doch noch einmal zu versuchen, eine landkreisinterne Lösung zu finden. 
Sofern sich die Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll auf eine Fusion 
verständigen könnten, wurde eine Zuwendung i. H. v. 4 Mio. € in Aussicht gestellt. 
 
Der Verbandsgemeinderat hatte sich ausführlich am 06.07.2017 mit der Angelegenheit beschäftigt 
und beschlossen, erneut Fusionsverhandlungen mit den Verbandsgemeinden Gerolstein und 
Hillesheim zu führen. In den letzten Monaten haben auf verschiedenen Ebenen Gespräche und 
Verhandlungen stattgefunden, welche am 27.09.2017 erfolgreich mit einem Entwurf einer 
Fusionsvereinbarung abgeschlossen wurden. 
 
In der Sitzung des Verbandsgemeinderates am 12.10.2017 hat der Verbandsgemeinderat dieser 
Fusionsvereinbarung zugestimmt. Auch die Verbandsgemeinderäte in Gerolstein und Hillesheim 
haben dieser Vereinbarung in ihren Sitzungen am 05.10. bzw. 16.10.2017 zugestimmt. Der 
Entwurf dieser Vereinbarung liegt dieser Beschlussvorlage als Anlage bei. Diese 
Fusionsvereinbarung baut auf der bisherigen Vereinbarung zwischen den Verbandsgemeinden 
Gerolstein und Hillesheim auf und wurde entsprechend um die Wünsche und Belange der 
Verbandsgemeinde Obere Kyll erweitert. 
 
In Analogie zum Grundsätzegesetz zur Kommunal- und Verwaltungsreform ist eine Fusion von 
Verbandsgemeinden freiwillig, wenn die Räte der Gebietskörperschaften, aber auch die Mehrheit 
der Ortsgemeinden, in denen auch die Mehrheit der Einwohner leben, dieser Fusionsvereinbarung 
ebenfalls zustimmen. Aus diesem Grunde ist es notwendig, über die nun vorliegende 
Fusionsvereinbarung zu beraten und eine Entscheidung herbeizuführen.  
 
Im Rahmen der Sitzung wurde diese Vereinbarung in den Grundzügen erläutert. Vor allem die 
finanziellen Auswirkungen wurden eingehend im Rahmen der Sitzung dargestellt. 
 
 
Beschluss: 
 
Nach eingehender Beratung stimmt der Ortsgemeinderat, dem Entwurf zur Fusionsvereinbarung 
zwischen den Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll, welcher diesem 
Beschluss als Anlage beigefügt ist, zu. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig beschlossen 
Ja: 8  Nein: 0  Enthaltung: 0  Sonderinteresse: 0   
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TOP 4: Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von 
Verkehrsanlagen (Ausbaubeitragssatzung) 
Vorlage: FB2-1455/2017/02-128 

 
Sachverhalt: 
Der Vorsitzende informierte die Mitglieder des Ortsgemeinderates eingehend über die Regelungen 
der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen 
anhand des beigefügten Satzungsentwurfes. 
 
In der Satzung ist der Gemeindeanteil festzulegen, wobei hier auf das Verkehrsaufkommen, 
unterschieden in Durchgangsverkehr und Anliegerverkehr, abzustellen ist. Der Gemeindeanteil hat 
dabei lediglich den überörtlichen Durchgangsverkehr abzudecken und nicht den Ziel- und 
Quellverkehr innerhalb der Einrichtung, da das gesamte Straßennetz im Abrechnungsgebiet eine 
einheitliche öffentliche Einrichtung darstellt. Bei der entsprechenden Bewertung ist nur auf die 
Teileinrichtungen abzustellen, die in der Baulast der Gemeinde liegen. Das heißt, dass im Rahmen 
der klassifizierten Straßen (Wiesbaumer Straße (Kreisstraße K 75), Hauptstraße (Bundesstraße B 
421), Bahnhofstraße (Kreisstraße K 75) und Mühlenstraße (Landesstraße L 25)) dies 
ausschließlich die Gehwege sind. Fakt ist, dass die Gehwege in diesem Bereich ganz 
überwiegend dem Anliegerverkehr dienen. Gleiches gilt auch für die restlichen Gemeindestraßen 
im Gemeindegebiet. Letztendlich ist festzuhalten, dass in der Gemeinde hauptsächlich von einem 
überwiegenden Anliegerverkehr und nur geringem Durchgangsverkehr auszugehen ist. Nach der 
Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz beträgt der Gemeindeanteil sodann regelmäßig 25 %, 
wobei den Gemeinden ein Ermessensspielraum von +/- 5 % eingeräumt wird.  
 
Im Zusammenhang mit der Festlegung des Gemeindeanteils informierte der Vorsitzende den 
Ortsgemeinderat zudem ausführlich über den Inhalt des Schreibens der Kreisverwaltung 
Vulkaneifel vom 04.05.2016 und den Inhalt des Urteils des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-
Pfalz vom 09.09.2015, - 6 A 10447/15.OVG -. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass unter Berücksichtigung der vorstehenden Erläuterung 
seitens der Ortsgemeinde grundsätzlich ein Gemeindeanteil in Höhe von 20 % bis maximal 30 % 
festgesetzt werden kann.  
 
Nach der Rechtslage bilden als Regelfall alle zum Anbau bestimmten Verkehrsanlagen des 
gesamten Gemeindegebiets als einheitliche öffentliche Einrichtung die Abrechnungseinheit.  
 
In der Begründung zum Gesetzesentwurf zu § 10 a KAG wird ausgeführt, die einheitliche 
öffentliche Verkehrseinrichtung bilde in ihrer Gesamtheit „das einheitliche Straßensystem, welches 
den durch die einzelnen Verkehrsanlagen „erschlossenen“, qualifiziert nutzbaren Grundstücken die 
erforderliche Anbindung an das gesamte übrige innerörtliche und damit zugleich an das 
überörtliche Straßennetz“ ermögliche. Der Sondervorteil wird danach den beitragspflichtigen 
Grundstücken dadurch vermittelt, „dass sie durch die einzelnen Verkehrsanlagen gleichsam 
„erschlossen“ sind und insoweit auch an dem überörtlichen Verkehrsnetz partizipieren können“. 
 
Beschluss: 
Nach eingehender Beratung beschließt der Ortsgemeinderat den beigefügten Entwurf der Satzung 
zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen 
(Ausbaubeitragssatzung) als Satzung. 
 
Es wird ein Gemeindeanteil von 30 v.H. festgelegt. 
 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig beschlossen 
Ja: 8  Nein: 0  Enthaltung: 0  Sonderinteresse: 0   
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TOP 5: Widmung der Erschließungsstraße "Bahnhofstraße" 

Vorlage: FB2-1474/2017/02-133 
 
Sachverhalt: 
Der Vorsitzende informierte den Ortsgemeinderat eingehend darüber, dass die Verkehrsanlage 
"Bahnhofstraße" bereits für den öffentlichen Verkehr gewidmet wurde. Die damalige Widmung 
erfolgte abzweigend von der Bahnhofstraße (K 75, vor dem Wohnhaus mit der Hausnummer 3) bis 
ca. 10 m hinter die äußere Gebäudekante des Wohngebäudes mit der Hausnummer 5. Die 
Grundstücke Gemarkung Birgel, Flur 7, Flurstück 47/1 und Gemarkung Birgel, Flur 7, Flurstück 
48/1, sind ebenfalls mit jeweils einem Wohnhaus bebaut und haben zur Verkehrsanlage 
„Bahnhofstraße“ Zufahrten angelegt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte die Widmung nicht 
nur hinsichtlich der neu zu widmenden Teilfläche der Verkehrsanlage "Bahnhofstraße", sondern 
darüber hinaus auch bezüglich des bereits gewidmeten Teils der Gemeindestraße 
"Bahnhofstraße" erfolgen. 
 
Beschluss: 
Nach eingehender Beratung beschließt der Ortsgemeinderat, die Verkehrsanlage "Bahnhofstraße" 
nach § 36 LStrG als Gemeindestraße im Sinne des § 3 Satz 1 Ziffer 3.a) Landesstraßengesetz für 
den öffentlichen Verkehr zu widmen und zwar entsprechend der beigefügten Widmungsverfügung, 
die Bestandteil dieses Beschlusses ist. Dieser Beschluss ergeht im Benehmen mit der 
Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll als zuständige Straßenbaubehörde. Die Verwaltung wird 
beauftragt, die öffentliche Bekanntmachung zu veranlassen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig beschlossen 
Ja: 8  Nein: 0  Enthaltung: 0  Sonderinteresse: 0   
 
TOP 6: Spende(n) zu Gunsten der Ortsgemeinde Birgel - Genehmigung nach § 94 Abs. 

3 Satz 5 Gemeindeordnung 
Vorlage: FB1-1757/2017/02-134 

 
Sachverhalt: 

 
Mit dem Landesgesetz zur Änderung kommunal- und dienstrechtlicher Vorschriften vom 
21.12.2007 hat der Landesgesetzgeber die Annahme und Einwerbung von Sponsoringleistungen, 
Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen im § 94 Absatz 3 der Gemeindeordnung 
(GemO) geregelt. 
 
Durch die Änderung von § 24 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) vom 06. April 2010 
findet § 94 Abs. 3 GemO erst dann Anwendung, wenn das Angebot der Zuwendung im Einzelfall 
die Wertgrenze von 100 Euro übersteigt; dies gilt nicht in Zweifelsfällen und sobald die Summe der 
Einzelzuwendungen eines Gebers in einem Haushaltsjahr diese Wertgrenze übersteigt. 
Nach § 94 Absatz 3 Satz 5 GemO obliegt dem Rat die Entscheidung über die Annahme von 
Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen. 
 
Dabei ist nach den Handlungsempfehlungen des Ministeriums des Innern und für Sport vom 
18.06.2008 zur Wahrung des Transparenzgebotes eine Behandlung der Angelegenheit in 
öffentlicher Sitzung vorzunehmen, wobei in nichtöffentlicher Sitzung verhandelt werden kann, 
wenn der Geber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines Namens gebeten 
hat. 
 
Beschluss: 

 
Der Ortsgemeinderat genehmigt die Annahme der in der Anlage aufgeführten Spende(n). 
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig beschlossen 
Ja: 8  Nein: 0  Enthaltung: 0  Sonderinteresse: 0   
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TOP 7: Anfragen, Wünsche 
 
 

 Hundetoiletten (Beutel + Abfalleimer) an Rad- und Wanderwegen? 
 Erfahrungen sollen in anderen OG eingeholt werden, wo bereits solche 

Hundetoiletten installiert sind (Steffeln, Schüller) 
 Was hat es auf sich, dass der Kanal der gesamten Ortslage befahren wird? 

 Die VG-Werke befahren turnusgemäß alle 10 Jahre die Kanalleitungen der 
Gemeinden 

 
 
 
Abstimmungsergebnis:   keine Abstimmung 
  
 
 
 
 
 
 

Für die Richtigkeit: Datum: 20.11.2017 

 
 
   

(Vorsitzender)  (Protokollführer) 
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         Stand: nach Verhandlungsrunde am 25.09.2017 
und nach Hinweisen aus dem MdI am 29.09.2017 

                          
                                                                                                               überarbeitet von VGV Gerolstein / hjh am 02.10.2017  

 
 
 

Vereinbarung vom  ___________________ 
über die freiwillige Fusion der Verbandsgemeinden 

Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll 
 
 
 
Präambel: 
 
 
Für die Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll bestimmt das Erste Landesgesetz 
zur Kommunal- und Verwaltungsreform einen Gebietsänderungsbedarf, da beide Verbands-
gemeinden weniger als 12.000 Einwohner haben und gesetzliche Ausnahmegründe nach 
Ansicht des Landes nicht bestehen. 
 
Die Diskussionen über eine Kommunal- und Verwaltungsreform zwischen den Verbands-
gemeinden Hillesheim, Obere Kyll und Gerolstein dauern inzwischen über ein halbes 
Jahrzehnt an.  
 
Die Verbandsgemeinden Hillesheim und Gerolstein hatten am 24.05.2016 nach intensiven 
Verhandlungen und Beschlussfassungen in ihren Gremien eine Vereinbarung über eine  
freiwillige Fusion zum 01.01.2017 beschlossen. Zum gleichen Zeitpunkt sollten die Orts-
gemeinden Birgel, Lissendorf und Steffeln (aus der VG Obere Kyll) in die neue Verbands-
gemeinde eingegliedert werden. 
 
Die übrigen Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Obere Kyll wollten kreisübergreifend 
mit der Verbandsgemeinde Prüm  fusionieren. Dies könnte jedoch in der jetzigen Stufe 
der Kommunal- und Verwaltungsreform nicht verfassungskonform sein, so dass der Land-
tag einen entsprechenden Gesetzentwurf gestoppt und gegenüber den drei Verbandsge-
meinden angeregt hat, nochmals über eine „Dreier-Fusion“ zu beraten. 
   
Entsprechende Verhandlungen wurden in den letzten Wochen auf verschiedenen Ebenen 
geführt. Als Ergebnis konnte den Gremien der drei Verbandsgemeinden diese Vereinba-
rung über eine freiwillige Fusion vorgelegt werden, denen die Verbandsgemeinderäte Ge-
rolstein (am             ), Hillesheim (am              ) und Obere Kyll (am            ) zugestimmt 
haben.  
 
Mit diesen Beschlüssen wird zum Ausdruck gebracht, dass die drei Verbandsgemeinden  
ihre Zukunft gemeinsam gestalten und eine neue, starke und zukunftsorientierte Ver-
bandsgemeinde bilden wollen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

TOP Ö  3TOP Ö  3
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§ 1 Neue Verbandsgemeinde 

Die Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll fusionieren  
zum 01. Januar  2019. 
 

§ 2 Name und Sitz der neuen Verbandsgemeinde 

(1) Die neue Verbandsgemeinde (VG) führt den Namen „Verbandsgemeinde Gerolstein“.  
       Ein neues Wappen und Logo für die neue Verbandsgemeinde werden rechtzeitig  
       entwickelt. 

(2) Der Verwaltungssitz der neuen Verbandsgemeinde ist in der Stadt Gerolstein. 

(3) In Hillesheim und Jünkerath werden dauerhaft Bürgerbüros der neuen Verbandsge-
meinde eingerichtet.  
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§ 3 Nutzung der vorhandenen Rathäuser 

(1) Im Rathaus Gerolstein ist beim jetzigen Zuschnitt eine Aufnahme des gesamten Perso-
nals aus den drei Verwaltungen nicht möglich. Im Rahmen von Umbau- und Modernisie-
rungsmaßnahmen wird das Rathaus Gerolstein auf einen zeitgemäßen Standard ge-
bracht und die Zahl der möglichen Arbeitsplätze innerhalb des bestehenden Gebäudes 
erhöht. Daneben ist eine energetische Sanierung des Gebäudes beabsichtigt. 

(2) Hierzu hat Innenminister Lewentz mit Schreiben vom 18.02.2015 mitgeteilt, dass die 
Umbau-, Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen am Rathaus Gerolstein, die aus 
Anlass einer freiwilligen Fusion notwendig sind, in Höhe von 50 % der zuwendungsfähi-
gen Kosten vom Land gefördert werden.  

(3) Für die Dauer der Baumaßnahmen am Rathaus Gerolstein sind Ausweichlösungen zu 
schaffen. Dafür bietet sich die vorübergehende Nutzung der Rathäuser Hillesheim und 
Jünkerath an.  

  (4)   Neben der dauerhaften Einrichtung eines Bürgerbüros wird im Rathaus Hillesheim aus 
         sachlichen und fachlichen Gründen für die Dauer von mindestens 8 Jahren nach Wirk- 
         samkeit der Fusion ein Fachbereich oder eine vergleichbare Organisationseinheit mit  
         entsprechend wertigen Aufgaben angesiedelt.         

  (5)   Die KFZ-Zulassungsstelle (Außenstelle des Landkreises Vulkaneifel) soll in Jünkerath 
         verbleiben. 

(6)   Die Räumlichkeiten, die in den bestehenden Rathäusern nicht dauerhaft für öffent- 
       liche Zwecke genutzt werden, sollen privat/gewerblich genutzt werden können (z.B.   
       Architekt, Steuerberater, Arzt etc.). Ziel ist eine insgesamt wirtschaftliche Nutzung oder  
       Verwertung aller Rathäuser.  
 

 
§ 4 Touristische Zusammenarbeit 

(1) Das Land wird gebeten, im Gesetz über die Gebietsreform der neuen Verbandsgemeinde 
die „Tourismusförderung“ als Selbstverwaltungsaufgabe zu übertragen. 

(2) Die Tourismus-Organisationen in den Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und 
Jünkerath werden derzeit in unterschiedlichen Rechtsformen geführt (GmbH, eingetrage-
ner Verein bzw. Regiebetrieb der VG). Für die künftige gemeinsame Organisation sollen 
eine Rechtsform und ein Finanzierungsmodell gesucht werden, die neben der Verbands-
gemeinde auch die örtlichen Leistungsträger maßgeblich beteiligen.  

(3) In Gerolstein, Hillesheim und Stadtkyll bleiben die Tourist-Informationen bestehen. 

(4) Der Name und der Sitz des künftigen einheitlichen Unternehmens bzw. der Geschäfts-
führung sollen unter wirtschaftlichen und organisatorischen Gesichtspunkten möglichst 
bald festgelegt werden, spätestens durch den neuen Verbandsgemeinderat. 

 
 

§ 5 Trägerschaft der Realschulen plus 

Die neue Verbandsgemeinde wird die Frage der Schulträgerschaft für die Realschulen plus 
einvernehmlich mit dem Landkreis klären.  
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§ 6 Hauptamtliche/r Beigeordnete/r 

In Verbandsgemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern kann eine Beigeordnete / ein Bei-
geordneter hauptamtlich bestellt werden. Dem neuen Verbandsgemeinderat wird empfohlen, 
für die erste Wahlperiode eine hauptamtliche Beigeordnete / einen hauptamtlichen Beige-
ordneten zu bestellen.  
 

§ 7 Verbandsgemeindewerke 

(1) Die Verwaltung der zusammengeführten Verbandsgemeindewerke wird ihre Geschäfts-
räume im Bahnhof Gerolstein haben. Dort stehen ausreichende Büroflächen im Eigentum 
der Verbandsgemeinde Gerolstein (VG-Werke) zur Verfügung. Die Zusammenlegung der 
drei Werks-Bauhöfe obliegt der späteren Entscheidung des Verbandsgemeinderates; da-
bei sollen in erster Linie betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte maßgeblich sein.   

(2) Die drei VG-Werke erheben für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung 
derzeit unterschiedliche Entgelte. Im Landesgesetz über die Gebietsreform soll die Mög-
lichkeit zur Bildung von drei getrennten Abrechnungseinheiten für die Bereiche der bishe-
rigen Verbandsgemeinden und für die Dauer von bis zu 10 Jahren vorgesehen werden. 
Unabhängig von dieser gesetzlichen Frist bleibt es den zuständigen Gremien der neuen 
Verbandsgemeinde  überlassen, zu einem früheren Zeitpunkt einheitliche Entgelte fest-
zulegen. Die VG-Werke werden alle Bemühungen unternehmen, um durch geeignete 
Maßnahmen ihre Kosten zu senken. Ziel ist es, möglichst früh einheitliche Entgelte erhe-
ben zu können; dabei wird das Entgeltniveau der heutigen VG-Werke Gerolstein als Ziel-
größe angenommen. Aus heutiger Sicht soll eine Übergangszeit von sieben Jahre nach 
Wirksamkeit dieser Vereinbarung angestrebt werden. 

 
§ 8 Liquiditätskredite der VG Obere Kyll 

(1) Die Verbandsgemeinde Obere Kyll ist auf die Inanspruchnahme von Krediten zu Liquidi-
tätssicherung angewiesen; die Verbandsgemeinden Hillesheim und Gerolstein benöti-
gen keine Liquiditätskredite. Die Liquiditätskredite der VG Obere Kyll gehen mit der Ge-
bietsänderung kraft Gesetzes auf die neue Verbandsgemeinde über. Die nachfolgenden 
Regelungen sollen sicherstellen, dass die Städte und Ortsgemeinden der heutigen Ver-
bandsgemeinden Gerolstein und Hillesheim durch den Schuldendienst für die Tilgung 
der Liquiditätskredite der Verbandsgemeinde Obere Kyll nicht belastet werden. 

(2) Das Land wird gebeten, im Landesgesetz über die Gebietsänderung eine Regelung zu 
schaffen, die es der neuen Verbandsgemeinde erlaubt, die auf sie übergehenden Liquidi-
tätskredite der VG Obere Kyll in langfristige Annuitätendarlehen umzuwandeln. 

(3) Das Land hat in Aussicht gestellt, die freiwillige Fusion der drei Verbandsgemeinden mit 
einer Landeszuweisung in Höhe von 4.000.000 € zu fördern. Diese Landesmittel werden 
in voller Höhe zur Reduzierung der Liquiditätskredite eingesetzt. Das Land wird gebeten, 
diese Mittel möglichst frühzeitig und in einer Summe bereitzustellen, damit diese zeitnah 
zum Fusionszeitpunkt zur Tilgung der Liquiditätskredite verwendet werden können. 

(4) Der Verbandsgemeinde Obere Kyll sind bis zum Jahre 2026 jährliche Zuweisungen des 
Landes aus dem „Kommunalen Entschuldungsfonds (KEF)“ in Höhe von 309.000 € zu-
gesagt. Dieser Anspruch geht auf die neue Verbandsgemeinde über. Die künftigen KEF-
Zuweisungen werden abzügl. eines Zinsanteils (siehe nachfolgend Abs. 5) zur Tilgung 
der Liquiditätskredite eingesetzt.  
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(5) In einer Sonderrechnung sind die Zinszahlungen nachzuwiesen, die anfallen, falls die 
Landeszuweisung (Abs. 3) zum Fusionszeitpunkt nicht zur Tilgung zur Verfügung stehen 
sollte. Gleiches gilt für die Zinsen, die anfallen, für den Teilbetrag der Liquiditätskredite, 
der über eine Laufzeit von 8 Jahren aus KEF-Zuweisungen getilgt wird.  Die genannten 
Zinszahlungen werden aus den jährlichen KEF-Zuweisungen finanziert, so dass in Ab-
hängigkeit von den Zinskonditionen nur ein niedrigerer Betrag  als jährliche Tilgungs-
leistung angerechnet werden kann.  

(6) Zur Finanzierung der jährlichen Tilgungsleistungen und der Zinsen, die für den Anteil an 
Liquiditätskrediten anfällt, der unter Berücksichtigung der Absätze 3, 4 und 5 verbleibt, 
soll die neue Verbandsgemeinde eine Sonderumlage von den Ortsgemeinden der heuti-
gen VG Obere Kyll erheben können. Die Sonderumlage soll erhoben werden, solange bis 
dieser Anteil vollständig abgebaut ist. Das Land wird gebeten, die rechtliche Grundlage 
für die Erhebung einer Sonderumlage im Landesgesetz über die Gebietsänderung zu 
schaffen. 

(7) Nach Ablauf der „KEF-Zuweisungen“ - also ab dem Jahre 2027 - können sich die Ge-
meinden der heutigen VG Obere Kyll mit der neuen Verbandsgemeinde auf eine voll-
ständige oder teilweise Ablösung des auf sie entfallenden Restbetrages an den Liquidi-
tätskrediten verständigen, soweit der Ablösebetrag aus vorhandenen eigenen Mitteln der 
Ortsgemeinden aufgebracht werden kann.  

 

§ 9 HIGIS / IGP 

Die neue Verbandsgemeinde tritt als Rechtsnachfolgerin in die Rechte und Pflichten der 
Verbandsgemeinde Hillesheim ein. Sie wird die Aufgaben und Anteile der Verbandsgemein-
de Hillesheim am HIGIS-Zentrum und der HIGIS GmbH sowie die Mitgliedschaft am Zweck-
verband IGP in Wiesbaum übernehmen, einschl. der vorhandenen Investitionsschulden.   
  
 

§ 10 Wirtschaftsförderung 

(1) Das Land wird gebeten, im Gesetz über die Gebietsreform der neuen Verbandsgemein-
de die „überörtliche Wirtschaftsförderung“ als Selbstverwaltungsaufgabe zu übertragen. 
Die Wirtschaftsförderung wird als eine wichtige Aufgabe der neuen Verbandsgemeinde 
angesehen.  

(2) Neben der Ansiedlung neuer Betriebe ist eine enge, fördernde Zusammenarbeit mit den 
vorhandenen Betrieben anzustreben. Dieses Aufgabenfeld ist dauerhaft mit personellen 
und finanziellen Mitteln auszustatten.  

(3) Die Sicherstellung der haus- und fachärztlichen Betreuung ist ebenso eine wichtige Auf-
gabe, die einer dauerhaften Bearbeitung bedarf.   

  

§ 11 Zentrale Sportanlagen 

(1) Die Sportanlagen in den Städten Gerolstein und Hillesheim sind zentrale Sportanlage 
der jeweiligen Verbandsgemeinde; die Städte Gerolstein und Hillesheim beteiligen sich 
an den Investitionen und den nicht durch Einzahlungen gedeckten laufenden Auszah-
lungen des Finanzhaushaltes mit jeweils 50 %.  

 

 



Seite 6 von 7 
 

 

(2) Die Sportanlage in Jünkerath ist eine zentrale Sportanlage der Verbandsgemeinde Obere 
Kyll, die bisher alleine von der VG Obere Kyll finanziert wird. Die Ortsgemeinden der heu-
tigen VG Obere Kyll beteiligen sich ab Wirksamkeit der Fusion an den Investitionen und 
den nicht durch Einzahlungen gedeckten laufenden Auszahlungen des Finanzhaushaltes 
mit jeweils 50 %. Die VG Obere Kyll wird rechtzeitig vor Wirksamkeit der Fusion mit ihren 
verbandsangehörigen Gemeinden einen Verteilungsschlüssel für diese hälftige Kosten-
beteiligung rechtsverbindlich vereinbaren. 

(3)  Für den Fall, dass eine solche Vereinbarung zwischen der Ortsgemeinden der VG Obere 
Kyll nicht zustande kommt, soll das Land die rechtliche Grundlage für die Möglichkeit der 
Erhebung einer Sonderumlage für die zentrale Sportanlage in Jünkerath im Landesge-
setz über die Gebietsänderung schaffen.  

 

§ 12 Trägerschaft für Kindertagesstätten 

(1) Die Kindertagesstätten (Kitas) in der Verbandsgemeinde Hillesheim befinden sich in der 
Trägerschaft der VG (Ausnahme: Integrative Kita der Lebenshilfe in Hillesheim). Die Fi-
nanzierung erfolgt über eine Sonderumlage auf Grundlage der Finanzkraft aller Ortsge-
meinden der VG Hillesheim.  

(2) In der Verbandsgemeinde Gerolstein ist der Kindergarten Pelm formell in Trägerschaft 
der VG. Für den katholischen Kindergarten Birresborn liegt die Bauträgerschaft bei der 
VG Gerolstein. In beiden Fällen werden die nicht gedeckten Kosten in voller Höhe auf 
die Gemeinden im jeweiligen Einzugsbereich aufgeteilt.  

(3) In der Verbandsgemeinde Obere Kyll sind die Kitas in der Trägerschaft der Kirche und 
von Zweckverbänden. 

(4) Die bisherigen unterschiedlichen Trägerschaften und Finanzierungsregelungen werden 
auf die neue Verbandsgemeinde übertragen. 

 
 

§ 13 Bildung von Wahlbereichen für die erste Wahl des VG-Rates 
 
Für die erste Wahl des Verbandsgemeinderates soll das Wahlgebiet in drei Wahlbereiche  
- entsprechend den heutigen drei Verbandsgemeinden - eingeteilt werden. Das Land wird 
gebeten, im Landesgesetz über die Gebietsänderung die Bildung entsprechender Wahlbe-
reiche festzusetzen.  
 

§ 14 Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen 

Nach § 5 Abs. 2 des „Ersten Landesgesetzes zur Kommunal- und Verwaltungsreform“ sind 
betriebsbedingte Kündigungen und Änderungskündigungen aus Anlass des Übergangs von 
Arbeitsverhältnissen auf die neue Verbandsgemeinde ausgeschlossen. Zur Bekräftigung der 
gesetzlichen Regelung wird vereinbart, dass solche betriebsbedingten Kündigungen auf 
Dauer ausgeschlossen sind. Gleiches gilt für entsprechende Änderungskündigungen mit 
dem Ziel der Herabgruppierung.   
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§ 15 Wirksamkeit / Inkrafttreten dieser Vereinbarung 

(1) Die Wirksamkeit dieses Vertrages ist von einer entsprechenden landesgesetzlichen Re-
gelung abhängig, die nach dem Wunsch der beteiligten Verbandsgemeinden zum  

       01. Januar 2019 in Kraft treten soll.   

(2) Unabhängig von der gesetzlichen Regelung sind alle Beteiligten (d.h. die Gremien und 
Organe der drei Verbandsgemeinden, ihre Ortsgemeinden sowie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Verwaltungen) aufgefordert, sich ab sofort aktiv für ein baldiges und 
gedeihliches Zusammenwachsen einzusetzen.  

 

(3) Diese Vereinbarung wird sechsfach ausgefertigt. Je eine Ausfertigung ist bestimmt für 
die Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll sowie für die neue Ver-
bandsgemeinde. Weitere Ausfertigungen der Vereinbarungen erhalten das Ministerium 
des Innern und für Sport sowie die Kreisverwaltung Vulkaneifel  (Kommunalaufsichtsbe-
hörde).  

 
 
 
 
 
Gerolstein / Hillesheim / Jünkerath, den  ____________________                   
 
 
 
für die Verbandsgemeinde      für die Verbandsgemeinde für die Verbandsgemeinde 
Gerolstein:        Hillesheim:    Obere Kyll: 
 
 
 
 
 
____________________          ____________________              ____________________ 
Matthias Pauly      Heike Bohn    Diane Schmitz 
Bürgermeister       Bürgermeisterin   Bürgermeisterin   



Entwurf 

Satzung der Ortsgemeinde Birgel zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträ-
gen für den Ausbau von Verkehrsanlagen vom ________ 

(Ausbaubeitragssatzung) 

 

Der Ortsgemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der  
§§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung be-
schlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

 

 

§ 1 
Erhebung von Ausbaubeiträgen 

(1)  Die Ortsgemeinde Birgel erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den 
Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung. 

(2)  Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an erstmals hergestellten Verkehrsanlagen,    
die der Erneuerung, der Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erho-
ben. 

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise un-
brauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Ver-
kehrsbedürfnis genügenden Zustand, 

2. "Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder 
deren Ergänzung durch weitere Teile, 

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage, 

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Änderung der Ver-
kehrsbedeutung i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit 
und Leistungsfähigkeit einer Anlage. 

(3)  Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, 
die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind. 

(4)  Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeiträge nach 
§§ 135 a – c BauGB zu erheben sind. 

(5)  Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Bei-
tragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen. 

 

§ 2 
Beitragsfähige Verkehrsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie 
selbstständige Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und Radwege. 

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen 
mit den dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwandes für Fahrbahndecke und 
Fußwegbelags. 

TOP Ö  4TOP Ö  4
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§ 3  

Ermittlungsgebiet 

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte öffentliche Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes 
bilden als einheitliche öffentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit). 

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsan-
lagen nach den jährlichen Investitionsaufwendungen in der Abrechnungseinheit nach 
Abs. 1 ermittelt. 

 

§ 4 
Gegenstand der Beitragspflicht 

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise 
nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder 
eines Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen öffentlichen Verkehrsanlage 
haben. 

 

§ 5 
Gemeindeanteil 

Der Gemeindeanteil beträgt _______ %. 

 

§ 6  
Beitragsmaßstab  

(1)  Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je 
Vollgeschoss beträgt 25 v.H.. Für die ersten beiden Vollgeschosse beträgt der Zuschlag 
einheitlich 50 v.H.. 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur 
teilweise überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach  
§ 34 BauGB zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrund-
stücks. 

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser 
maßgebend. Absatz 2 Nr. 1 gilt entsprechend. 

3. Liegt das Grundstück innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 
BauGB), gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks. 

4. Liegt das Grundstück sowohl innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
(§ 34 BauGB) als auch im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt 

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von die-
ser bis zu einer Tiefe von 40 m. 

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber 
durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind, die Fläche 
von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer  
Tiefe von 40 m. 
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c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksich-
tigt. 

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten Tiefenbegrenzungsli-
nie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so ver-
schiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze dieser tatsächli-
chen Nutzung. 

 
5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, 

Festplatz, Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die überplante Grundstücks-
fläche vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich als Sportplatz, Freibad, Fest-
platz, Campingplatz oder Friedhof genutzt werden, die Fläche des Buchgrundstücks 
vervielfacht mit 0,5. Liegen diese Nutzungen sowohl innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) als auch im Außenbereich (§ 35 BauGB), die 
nach Nr. 4 ermittelte Grundfläche vervielfacht mit 0,5. 

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt: 

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse zugrundegelegt. 

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, son-
dern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzuläs-
sige Baumassenzahl. Ist auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die 
Höhe der baulichen Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt 
die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen 
trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitli-
chen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen wer-
den auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. 

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 
und 2 entsprechend. 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt 

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vor-
handenen Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tat-
sächlich verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, 
so ist die tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen. 

b)  bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollge-
schossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder indu-
striellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.  

5. Ist nach den Nummern 1 – 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tat-
sächlich vorhandene Traufhöhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wobei Bruchzahlen 
auf ganze Zahlen auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der 
Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäu-
demitte zu messen. 

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist 
oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. 
Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Be-
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bauung die tatsächliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall minde-
stens jedoch ein Vollgeschoss. 

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, 
gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, 
die tatsächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein 
Vollgeschoss. 

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend an-
gewandt, wie sie bestehen für 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen 
über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zu-
lässige Nutzungsmaß enthält. 

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden 
Vollgeschosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vor-
stehenden Regelungen. 

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Voll-
geschossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse 
vorhandene Zahl. 

(4)  Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach den vorste-
henden Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. 
Dies gilt entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise 
genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten.  

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken 
(gemischt genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöht sich die nach den 
vorstehenden Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 10 v.H. 

(5)  Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen.  

 

§ 7 
Entstehung des Beitragsanspruches 

 
Der Anspruch auf den wiederkehrenden Ausbaubeitrag entsteht mit Ablauf des 31. Dezem-
ber für das abgelaufene Jahr. 

 

§ 8 
Vorausleistungen 

Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Ortsgemeinde Vorausleistungen auf 
wiederkehrende Ausbaubeiträge erhoben werden. Die Vorausleistungen werden nach der 
voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr bemessen. 

 



 5

§ 9 
Ablösung des Ausbaubeitrages 

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu zehn 
Jahren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu erwartenden 
Kostenentwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt. 

 

§ 10 
Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist. 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 11 
Veranlagung und Fälligkeit 

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftli-
chen Bescheid festgesetzt. 

(2)  Der wiederkehrende Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbeschei-
des fällig. Davon abweichend kann durch Ratsbeschluss bestimmt werden, dass der Bei-
trag bzw. die Vorausleistung halbjährlich oder vierteljährlich (z. B. 15.2., 15.05., 15.08., 
15.11.) fällig wird, wobei der Zeitraum eines Jahres nicht überschritten werden darf. 

(3) Der Beitragsbescheid enthält: 

1. die Bezeichnung des Beitrages, 

2. den Namen des Beitragsschuldners, 

3. die Bezeichnung des Grundstückes, 

4. den zu zahlenden Betrag, 

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Ko-
sten, des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung, 

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins, 

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und 

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

(4) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge können durch besonderen 
Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden. 

 

§ 12 

Öffentliche Last 

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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§ 13 
In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft: Satzung der Ortsgemeinde Birgel über die Erhebung von 
Beiträgen zum Ausbau von Verkehrsanlagen vom 02.01.1996 (Ausbaubeitragssatzung) 
in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 04.06.2002 und 2. Änderungssatzung vom 
02.04.2003. 

 

Birgel, den __________________ 
Ortsgemeinde Birgel 
 
              (DS) 
 
Elmar Malburg 
Ortsbürgermeister  
 
 

 

 

Hinweis: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach 
der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1. Die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausferti-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. Vor Ablauf der Jahresfrist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand 
die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwal-
tung oder der Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll, 54584 Jünkerath, unter Be-
zeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend ge-
macht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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Widmung der Verkehrsanlage „Bahnhofstraße“ in der Ortsgemeinde Birgel 
gemäß § 36 Landesstraßengesetz 
 
Der Ortsgemeinderat Birgel hat in seiner Sitzung am __________ beschlossen, die in der 
Gemarkung Birgel, Flur 6, Flurstück 123 (teilweise) gelegene Verkehrsanlage 
„Bahnhofstraße“, siehe Übersichtskarte, gemäß § 36 Landesstraßengesetz (LStrG) für den 
öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße zu widmen. 
 
Durch diese Widmung erhält die vorerwähnte Verkehrsanlage die Eigenschaft einer 
öffentlichen Straße im Sinne des § 2 LStrG. 
Der Gebrauch der Straße ist nach § 34 LStrG jedermann im Rahmen dieser Widmung und 
der Verkehrsvorschriften gestattet (Gemeingebrauch). 
Die o.a. Verkehrsanlage ist entsprechend ihrer Verkehrsbedeutung eine Gemeindestraße, 
die überwiegend dem örtlichen Verkehr dient (§ 3 Nr. 3.a) LStrG). 
Der Träger der Straßenbaulast ist nach § 14 LStrG die Ortsgemeinde Birgel. 
Die neue Verkehrsfläche ist in einer Übersichtskarte, welche als Anlage Bestandteil dieser 
Widmung ist, entsprechend markiert.  
 
 
Diese Widmungsverfügung kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll, 
Rathausplatz 1, 54584 Jünkerath, Zimmer 002, von jedermann während der Dienststunden, 
montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr sowie von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr und 
freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr eingesehen werden. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Verbandsgemeindeverwaltung 
Obere Kyll, Rathausplatz 1, 54584 Jünkerath schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.  
 
 
Jünkerath, ______________ 
Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll 
 
 
 
Diane Schmitz  
Bürgermeisterin 
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Az.: FB1/901-11/02
Stand: 16.11.2017

Produkt Sachkonto Datum Einzahler Spende für Betrag

31.03.2017 Marietta Spohr GmbH
Mühlenstr. 1, 54584 Birgel

Lieferung Suppe 
(Ein Tag für unser Dorf) 263,50 €

10.10.2017
Helga und Bernd Wanders

Blankenheimer Str. 44, 
50937 Köln

Wandergebiert 
Hirschbergsattel 500,00 €

23.10.2017
Hildegard Steffes-ley

Hauptstraße 46,
54587 Birgel

Wandergebiert 
Hirschbergsattel 1.785,00 €

09.11.20017
Mariette Koch

Hauptstraße 40,
54587 Birgel

Bäume Hirschbergsattel 140,00 €

13.11.2017 Marietta Spohr GmbH
Mühlenstr. 1, 54584 Birgel

Baumspende 
Hirschbergsattel 210,00 €

genehmigungspflichtige Spenden insgesamt: 2.898,50 €

Datum Einzahler Anschrift Spende für: Betrag

13.11.2017
Brauchtumspflegever
ein Birgel

Tannenhof, 54587 
Birgel Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €                                 

09.11.2017 Klaus-Dieter Fuchs 
GmbH

Kreuzerweg 24,
54595 Prüm Wandergebiert Hirschbergsattel 50,00 €

13.11.2017 SP Manufacturing 
GmbH

Am Sportplatz,
54587 Birgel Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €                                 

14.11.2017 Peter Husch Tannenhof 1
54587 Birgel Baumspende 70,00 €                                 

13.11.2017 Walter Schmidt Sonnenstraße 28,
54584 Gönnersdorf Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €

14.11.2017 Heinrich Müllers Hauptstraße 56a,
54587 Birgel Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €

14.11.2017 Lothar Schun Grausweg 19,
54587 Lissendorf Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €

14.11.2017 Elmar und Andrea 
Malrbug

Bahnhofstraße 5b, 
54587 Birgel Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €

14.11.2017
MV Hubertusbläder 
Birgel e. V., Herrn 
Manfred Pick

Hauptsrraße 21a,
54587 Birgel Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €

14.11.2017 Möhnenverein Birgel, 
Frau Andrea Malburg

Bahnhofstraße 5b, 
54587 Birgel Wandergebiert Hirschbergsattel 70,00 €

680,00 €                              

Spende(n) zu Gunsten der Ortsgemeinde Birgel

nicht genehmigungspflichtige Spenden zur Kenntnis:

Ortsgemeinde Birgel
-

allgemeine 
Finanzwirtschaft

09 612 000

Weiterzuleitende
Spenden

379 400 00
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